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Sehnsucht
nach der
Kamera

S chon als Ministerpräsident
des Saarlandes hatte Peter
Müller ein ausgeprägtes

Gespür für populäre Themen.
Müller verstand es über Jahre,
sich und seinem recht kleinen
Bundesland große mediale Auf-
merksamkeit zu verschaffen.
Regelmäßig sah man den elo-
quenten CDU-Politiker vor Ka-
meras und Mikrofonen stehen.
Heute, als Richter am Bundes-
verfassungsgericht, steht Mül-
ler nicht mehr so sehr im Ram-
penlicht. Das Gespür für öffent-
lichkeitswirksame Themen hat
ihn freilich nicht verlassen. An-
gesichts des Streits über die
Platzvergabe im NSU-Prozess
spricht sich derVerfassungs-
richter für eine gesetzliche Re-
gelung zurVideoübertragung
in Prozessen aus, die in
Deutschland bislang verboten
ist. „Sicherwäre es hilfreich,
wenn der Gesetzgeber hier
Klarheit schaffenwürde“, sagte
Müller dem „Focus“.
Das Recht müsse an die mo-

derne Medienwelt angepasst
werden. Der gesellschaftliche
Kontext, in dem die Regelun-
gen ursprünglich einmal ge-
schaffenworden seien, habe
sich verändert, ist Müller über-
zeugt. „Wir haben heute über
Medien und Internet eine an-
dereVermittlung von Öffent-
lichkeit“, sagte er.
Ob es Müller in erster Linie

darum geht, wieder regelmä-
ßig in ein Kameraobjektiv
schauen zu dürfen, bleibt sein
Geheimnis. str

ISTANBUL. Die türkische Polizei
hat nach demDoppelanschlag in
der Grenzstadt Reyhanli neun
Verdächtige festgenommen. Sie
seien türkische Staatsbürger, zi-
tierten Medien den Vizeregie-
rungschef Besir Atalay. Nach sei-
nen Angaben haben die Beschul-
digten die Tat teilweise
gestanden. Beim schwersten
Bombenanschlag seit Beginn des
Bürgerkriegs imNachbarland Sy-
rien waren am Samstag in Rey-
hanli mindestens 46 Menschen
getötet worden. Nach Angaben
türkischer Regierungspolitiker
führen Spuren zum Regime des
syrischen Präsidenten Baschar el
Assad. Die Täter sollen Kontakt
zum syrischenGeheimdienst ha-
ben. Das syrische Regime weist
jedeVerantwortung zurück. dpa

Anschlag:
Festnahmen
in derTürkei

► Japans extrem lockere

Geldpolitik bereitet Sorgen.

► Insolvenzordnung für

Banken schont Steuerzahler.

Jan Hildebrand
Aylesbury

I
n kleiner Runde haben die
Finanzminister der sieben
größten Industriestaatenver-
sucht, ihren Streit über Spar-
vorgaben zu entschärfen. In

der südenglischen Grafschaft
Buckinghamshire diskutierten die
Finanzminister und Notenbank-
chefs der sieben größten Wirt-
schaftsmächte (G7) über die richti-
ge Balance aus Haushaltskonsoli-
dierungundKonjunkturimpulsen.
Anders als noch bei der IWF-Früh-
jahrstagung Mitte April in Wa-
shington, bei der Teilnehmer von
heftigen Auseinandersetzungen
vor allem zwischen Deutschen
undAmerikanern berichteten, soll
es in der kleinen Runde harmoni-
scher zugegangen sein.
Nach Monaten der Eskalation

scheint den Finanzministern nun
eine erste Annäherung im Dauer-
streit gelungen zu sein. Und das,

obwohl noch kurz vor Beginn des
Treffens beide Lager Öl ins Feuer
gegossen haben. So tadelte Bun-
desbank-Präsident JensWeidmann
öffentlich die französische Regie-
rung für ihren mangelnden Spar-
willen.Trotzdem habe es bei dem
Treffen „kein böses Blut gegeben“,
sagteWeidmann.Man habe „offen
und vertrauensvoll reden“ kön-
nen, lobte Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU).

Schäublewar vor demG7-Treffen
in Vorleistung gegangen, als er
den zweijährigen Aufschub für
Frankreich und Spanien bei ihren
Sparzielen billigte. Diese Nach-
sicht bekräftigte der deutsche Fi-
nanzminister nun. „Alle sind sich
einig gewesen, dass wir niemals
nur eine Austeritätspolitik betrie-
ben haben, sondern dass wir im-
mer eine Politik für nachhaltiges
Wachstum betrieben haben, die
nachhaltige Finanzen voraus-
setzt“, sagte Schäuble. Und die
Staaten könnten dabei eigene
Schwerpunkte setzen. „Dass das
situationsbezogen und mitglieds-
staatenbezogen zum Teil unter-
schiedliche Lösungen erfordert,
war klar“, sagte Schäuble.

ImGegenzug für die neue Flexi-
bilität sollen die Amerikaner
Schäuble nicht mehr mit der For-
derung gequält haben, dass
Deutschland über höhere Ausga-
ben fürmehrWachstum inder Eu-
ro-Zone sorgen solle.

Ob die Harmonie lange hält, ist
allerdings fraglich. Schließlich
mussten sichdieG7-Vertreter nicht
auf ein schriftliches Kommuniqué
einigen, das Treffen hatte infor-
mellen Charakter. So entspannt
wird es in den kommendenMona-
ten nicht mehr. Im Juni werden
sich die Finanzminister erneut
treffen, dann zusammen mit den
Kollegen aus den Schwellenlän-
dern zumG20-Gipfel.Und im Sep-
tember sollendanndie Staats- und
Regierungschefs bei ihrem Gipfel
neue Sparvorgaben verkünden,
die an die auslaufenden Toronto-
Ziele anknüpfen, nach denen die
Defizite eigentlich noch in diesem
Jahr halbiert werden sollten.
Deutschland warb in Bucking-

hamshire erneut fürmöglichstver-
bindliche Vorgaben. Unterstüt-
zung bekam Schäublevonden Ka-
nadiern. Den Gegenpol bildet
US-Finanzminister Jack Lew, der

Die G7-Finanzminister loten einen
Kompromiss über den Sparkurs aus –
dochverbindlich ist das nicht.

Harmonie
unter
Vorbehalt

„In Liechtenstein gibt es keine anonym

HerrHasler, die EuropäischeUni-
onwill über den automatischen
Informationsaustausch verhan-
deln. Ist Liechtenstein dazu be-
reit?
Der Trend geht klar in Richtung
eines automatischen Informati-
onsaustausches. Das ist offen-
sichtlich. Luxemburg hat sich da-
zu bereiterklärt, ihn ab 2015 an-
zuwenden. Auch Österreich ist
verhandlungsbereit, die EU steht
jetzt fast geschlossen da. Und die
G20 undOECDwollen den Infor-
mationsaustausch zumWeltstan-
dard machen.

Bis der Informationsaustausch
Weltstandard ist, können aber
noch Jahrevergehen. So langewill
die EU aber nichtwarten.
Uns istwichtig, dass ein einheitli-
cher internationaler Standard
mit klaren und gleichwertigen
Regeln gilt und umgesetzt wird.
Sollte nur die EU hier voran-
schreiten, sind Wettbewerbs-
nachteile und Kapitalabflüsse in
andereTeile derWelt zu befürch-
ten. Aber als Kleinstaat wäre es
unrealistisch zu sagen, dass wir
uns grundsätzlich Gesprächen
mit der EU über einen erweiter-

ten Informationsaustausch ver-
weigern wollen. Wir sind ge-
sprächsbereit. Dabei kann es
aber nicht nur um die Übernah-
me von neuen Pflichten gehen,
sondern esmuss auch umdie Be-
seitigung von steuerlichen Un-
gleichbehandlungen und Diskri-
minierungen gehen.

WelcheWünsche haben Sie?
Eine aus unserer Sicht wichtige
Frage ist,wie unseren Kunden ei-
ne Brücke indie Steuerehrlichkeit
gebaut werden kann …

... alsowieKundenmitbisdatoun-
versteuertenVermögen denWeg
in die Steuerehrlichkeit finden
können. Das Modell der Abgel-
tungsteuer ist aberwohl tot?
Wir haben in Liechtenstein dazu
zwei Varianten. Mit Österreich

Der Regierungschefvon Liechtenstein
fordert einen internationalen Standard
beim Austauschvon Steuerdaten.

ADRIAN HASLER

soll dies über eine Abgeltungsteu-
er laufen. Mit Großbritannien
praktizieren wir mit großem Er-
folg ein Offenlegungsmodell.

Wie funktioniert das?
Vereinfacht gesagt sieht es vor,
dass der Kunde sich gegenüber
den Steuerbehörden offenlegt

Adrian Hasler: Eine Brücke in die
Steuerehrlichkeit bauen.
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Der Steuerzahler darf
nicht mehr die erste,
sondern die letzte
Verteidigungslinie
sein.
JensWeidmann
Bundesbankpräsident
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Gasförderer
Die umstrittene
Gewinnung Fracking
könnte zum Jobmotor
werden. Seite 10

Wahlsieger
Nawaz Sharif holt laut
Prognosen die meisten
Stimmen an den Urnen
in Pakistan. Seite 12
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quantitative Vorgaben ablehnt.
Dazwischen positionieren sich
Länder wie Frankreich und Ita-
lien, die zwarverbindlicheVorga-
benmittragen – aber nur,wenn sie
ausreichend weit in der Zukunft
liegen und man bei der Umset-
zung flexibel bleiben kann.

Kritische Fragen mussten sich
Japans Finanzminister undNoten-
bankchef beimG7-Treffen gefallen
lassen. „Wir habenüber Japan be-
sonders intensiv gesprochen“, sag-
te Schäuble. Die ultralockereGeld-
politik,verbundenmit steigenden
Staatsausgaben, bereitet den Part-
nern weiterhin Sorge. Während
Schäuble berichtete, dass Japan
seine Politik präzise erklärt und
damit das Verständnis erhöht ha-
be, soll es hinter verschlossenen
Türen Skepsis gegeben haben.

Die Finanzminister und Noten-
bankchefs der sieben Staaten kün-
digten an, den Kampf gegen Steu-

men Stiftungen“
und eine vergünstigte Nachver-
steuerung vornimmt, ohne Stra-
fen zu riskieren.Wir wären sehr
dafür, dieses Modell in ganz Eu-
ropa einzuführen. Denn das Mo-
dell bringt auch Großbritannien
viel.

Was konkret?
Mittlerweile haben fast 5000 bri-
tische Kunden schon davon Ge-
brauch gemacht. Und weitere
werden es noch tun. Die britische
Regierung erwartet drei Milliar-
den Pfund Steuereinnahmen bis
2016 aus dem Offenlegungs-Pro-
gramm.

Welche weiteren Bedingungen
stellt Liechtenstein?
Es geht uns auch um die steuer-
liche Anerkennung unsererVer-
mögensstrukturen in den EU-

Staaten. Liechtensteiner Stiftun-
gen und andere Rechtsformen
sind ein wichtiges und legales
Instrument zur Nachlasspla-
nung und zur Vermögenssiche-
rung.

Wäre das Fürstentum denn be-
reit, Stiftungen inden Informati-
onsaustausch mit einzubezie-
hen?
Stiftungen sind jetzt schon in den
steuerlichen Informationsaus-
tausch einbezogen. Auf Anfrage
ist es problemlos möglich, über
die wirtschaftlichen Eigentümer
Auskunft zu geben. Das ist nicht
nurTheorie, sondern gelebte Pra-
xis. Es gibt in Liechtenstein keine
anonymen Stiftungen.

Das Interview führte Holger
Alich in Vaduz.

erhinterziehung zu intensivieren.
Schäublewar dafür, innerhalb der
OECDeinen Standard für denAus-
tauschvon Steuerdaten zu etablie-
ren. DerVorschlag sei auf Zustim-
mung gestoßen, sagte Schäuble.

Nach den Erfahrungen mit Zy-
pernwill dieG7 eine Insolvenzord-
nung für international systemrele-
vante Banken erarbeiten. Es brau-
che eine klare Reihenfolge bei der
Haftung, forderte Schäuble. Bei ei-
ner Pleite sollen zunächst Aktionä-
re und dann Gläubiger wie Anlei-
hebesitzer und Einleger herange-
zogenwerden. „Der Steuerzahler
darf nichtmehr die erste, sondern
die letzteVerteidigungslinie sein“,
sagteWeidmann.

Gruppenbild vom
G7-Gipfel: Der Versuch,
den Streit über Sparvor-
gaben zu entschärfen.

Piraten hetzen zum Programm

BERLIN. Nach Monaten im Umfra-
getief hat die Piratenpartei auf ih-
rem Parteitag amWochenende die
Flucht nach vorn angetreten. Statt
lähmender Personalstreitigkeiten
sollte imoberpfälzischenNeumarkt
wieder die inhaltliche Arbeit in den
Vordergrund treten. Zumindest in
Ansätzen gelang das auch.

Mit dem „massiven Wahlpro-
grammantrag“, einem aus elf Mo-
dulen bestehenden Sammelantrag,
erweiterte die Partei am Samstag
auf einen Schlag ihre Positionen zu
etlichen Themen – von der Netz-
über die Sozial- bis hin zur Außen-
und Sicherheitspolitik. So soll in
der Energiewende künftig dieWirt-
schaft stärker zur Kasse gebeten
werden:WenigerUnternehmen sol-
len von der EEG-Umlage befreit

werden. Stattdessen sollen mit ei-
nem „Energiespeicherförderge-
setz“ Investitionsanreize zumAuf-
bau dezentraler Stromspeicher ge-
schaffen werden. Sie lehnten ab,
dass die Europäische Zentralbank
Staatsanleihen kriselnder Euro-
Länder aufkauft. Außerdem sollen
Arbeitnehmerrechte durch einen
flächendeckenden Mindestlohn
und eine stärkere Regulierung von
Werkverträgen und Leiharbeit ge-
stärkt werden.

Möglichwurdedieser Entschluss-
Marathon dadurch, dass die Partei
sichdie inhaltliche Debatte über die
Anträgeversagte,waswiederum zu
Protesten einigerMitglieder führte.

Am Freitag- und Samstagabend
hatte es teils tumultartige Debatten
darüber gegeben, ob die Piraten

künftig auch online Parteitage ab-
halten. AmSonntag konnte sichdas
Plenum bis Redaktionsschluss nur
auf einenMinimalkonsens einigen,
der zwar Beschlüsse außerhalb der
Parteitagemöglichmacht. Doch ob
die Piraten auch online abstimmen
können, blieb offen.

Zu Beginndes Parteitags konnten
die Freibeuter dafür einen ande-
ren, monatelangen Streit im Bun-
desvorstand der Partei beenden:
DerumstritteneGeneralsekretär Jo-
hannes Ponader legte sein Amt nie-
der. An seine Stelle rückt die 26-jäh-
rige Katharina Nocun, die in Nie-
dersachsen für den Bundestag
kandidiert. Ponader hatte durch öf-
fentliche Alleingänge den Zorn der
Vorstandskollegen auf sich gezo-
gen. jcb

Auf dem Bundesparteitag wurde abgestimmt, nicht diskutiert.
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